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Helvetia Nostra kündigt neue Klagen an
Urheber der Zweitwohnungsinitiative drohen mit Referendum gegen löchriges Gesetz
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..

Die Stiftung von Franz Weber
ficht nun Baubewilligungen an,
die nach geltender Verordnung
erteilt werden. Und sie droht
mit dem Referendum gegen das
geplante Ausführungsgesetz.
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..

Daniel Friedli

Obwohl sie am Mittwoch vor Bundes-
gericht einen Sieg errungen haben, ist
den Initianten der Zweitwohnungs-
initiative nicht zum Feiern zumute. Der
Grund sind die Vorschläge der Arbeits-
gruppe, die derzeit die gesetzliche Um-
setzung der Initiative vorbereitet. Wie
mehrere Quellen bestätigen, fordert
diese eine ganze Reihe von Ausnah-
men, die neue Zweitwohnungen auch
in Gemeinden zuliessen, die bereits
über der zulässigen Quote von 20 Pro-
zent sind. Diese Ausnahmen betreffen
beispielsweise die Umnutzung beste-
hender Erst- in Zweitwohnungen aus
familiären Gründen, zum Erhalt von
Ortskernen oder zur Querfinanzierung
von Hotels. Auch der Bau neuer, be-
wirtschafteter Chalets soll erlaubt wer-
den, wie schon der «Blick» berichtete.

Wie der Gesetzesentwurf im Detail
aussehen wird, ist noch unklar. Auf-
grund der Vorarbeiten sind die Initian-

ten indes alarmiert. «Setzen sich über-
all die zahnlosen Varianten durch, müs-
sen wir das Referendum ergreifen –
und werden dieses auch gewinnen»,
sagt ihr Vertreter Pierre Chiffelle. Und
Kampagnenleiterin Vera Weber fügt
an: «Wenn die Ausnahmen bleiben, wie
sie sind, ist das sehr problematisch.»
Dann bestünden schlicht zu viele Lü-

cken, die zum Bau neuer Ferienwoh-
nungen genutzt werden könnten.

Die Initianten hoffen, dass Bundes-
rat und Parlament den Entwurf noch
in ihrem Sinne verbessern. Parallel
dazu setzen sie aber nochmals auf das
Bundesgericht. «Wir bereiten zu den
umstrittenen Punkten weitere Klagen
vor», sagt Chiffelle. Konkret will der

frühere SP-Nationalrat nun gezielt
Fälle suchen, wo Zweitwohnungen
aufgrund der zurzeit geltenden Ver-
ordnung bewilligt wurden. Diese wird
Chiffelle vor Gericht bringen, in der
Hoffnung, dass die Richter auch hier
die Initiative direkt anwenden und
dabei feststellen, dass die Verordnung
dem neuen Verfassungsartikel wider-
spricht. Damit, so Chiffelle, stiege der
Druck auf das Parlament, ein griffiges
Gesetz zu erlassen und nicht eines, das
vom Bundesgericht bereits als verfas-
sungswidrig taxiert worden sei.

Die Gegner der Initiative fürchten
bereits, dass Chiffelle auch mit diesen
Rekursen Erfolg haben könnte. «Wir
müssen darum schnell ein Gesetz ver-
abschieden und darin zumindest die
Regeln der Verordnung sichern», sagt
FDP-Nationalrat Olivier Feller. Aus
demselben Grund drängt der Bündner
Ständerat Martin Schmid (fdp.) auf
eine rasche Klärung. Er will noch im
Juni mit einigen Mitstreitern selber ei-
nen ausformulierten Gesetzesentwurf
vorlegen, an dem sich der Bundesrat
bei seinem Entscheid orientieren soll.
Schmid wird darin eine pragmatische
Umsetzung vorschlagen, anders als
etwa für CVP-Chef Darbellay steht die
Initiative selber für ihn aber nicht zur
Disposition. «Der Volksentscheid gilt,
daran gibt es nichts zu rütteln.»

Classe
politique
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Ulrich Schlüer, SVP-Schattenminis-
ter für Bildung, gehen die Ideen
langsam aus. Im neuen SVP-Strate-
giepapier für den Parteitag wärmt er
alte Forderungen wieder auf wie
etwa Leistungslöhne für Lehrlinge.
Früher hätte man für solches Ab-
schreiben wohl eins auf die Finger
gekriegt, heute quittieren Kuschel-
pädagogen ein Eigenplagiat mit ei-
nem milden Lächeln.

Alex Hürzeler, Kronprinz, leidet un-
ter Zeitnot. Der Aargauer Bildungs-
direktor würde zwar gerne als Nach-
folger von Isabelle Chassot das Zep-
ter in der Erziehungsdirektorenkon-
ferenz übernehmen. Doch das Amt
erfordere viel Zeit, «und die sehe ich
in meiner Agenda nicht», schreibt er
eine Woche nach der entsprechen-
den Anfrage. «Ein abschliessendes
Dementi ist dies jedoch nicht.» Hof-
fentlich findet er wenigstens Zeit,
sich dann einmal zu entscheiden.

Masterdiplom soll
für Primarlehrer
zur Pflicht werden
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..

Der Lehrerverband will, dass
angehende Primarlehrer künftig
einen Master machen müssen.
Die höhere Qualifikation soll
wieder mehr Männer vor die
Wandtafel locken.
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..

Katharina Bracher

Sechs Semester dauert die Ausbildung
zum Primarlehrer heute normalerwei-
se. Reicht die Zeit, um junge Lehrer auf
die gestiegenen Anforderungen im Un-
terricht vorzubereiten? – Nein, findet
der Dachverband Schweizer Lehrerin-
nen und Lehrer (LCH). Aus diesem
Grund verlangt der Verband in einem
neuen Positionspapier den Master als
Mindeststandard für alle Primarleh-
rer: «Lehrpersonen der Primarstufe
schliessen ihre Grundausbildung mit
einem Master ab», lautet die Forde-
rung. Gemäss Präsident Beat Zemp soll
jedoch nicht allein der theoretische
Teil ausgebaut werden, sondern vor al-
lem der praktische. «Wir schlagen eine
berufsbegleitende Masterstufe vor,
welche Praxis und Theorie eng mit-
einander verknüpft», sagt Zemp. Ein
Grund für diese Forderung ist die zu-
nehmende Komplexität der Aufgaben,
mit der sich ein Berufseinsteiger
konfrontiert sehe. Gemeint sind unter
anderem Gespräche mit zunehmend
anspruchsvollen Eltern, mehr Kinder
ohne Deutschkenntnisse, aber auch der
Umgang mit Gewalt oder Missbrauchs-
vorwürfen an Schulen. In der Volks-
schule seien zunehmend solche Spe-
zialkenntnisse gefragt, schreibt der
LCH. Viele Schulen seien darum dazu
übergegangen, Expertinnen anzustel-
len. Gemeint sind etwa Sozialarbeite-
rinnen, Sprachlehrer für ausländische
Kinder und interkulturelle Vermittler.
Künftig sollen Lehrer wieder dazu
befähigt werden, diese Aufgaben von
Anfang an selbst zu übernehmen.

Das Begehren des Lehrerverbands
ziele aber nicht nur auf die gestiegenen
Anforderungen in der Schule ab, wie
Zemp erklärt. «Wir wollen Lehrperso-
nen mehr Karrierechancen bieten. Da-
mit lassen sich auch wieder mehr Män-
ner für den Beruf begeistern.» Dabei
geht Zemp von der Annahme aus, dass
sich Frauen in erster Linie für den Leh-
rerberuf entscheiden, weil sie damit
Familie und Beruf besser vereinbaren
können. «Für Männer ist der Aspekt
der Laufbahnentwicklung im Beruf
sehr wichtig», stellt Zemp fest. Anders
gesagt: Ein Master strahlt mehr Pres-
tige aus und verspricht Lohnzuwachs –
beides hält man beim LCH offenbar für

typisch männliches Verhalten bei Kar-
riere-Entscheidungen.

Der Master für alle ist auch ein er-
klärtes längerfristiges Ziel der pädago-
gischen Hochschulen, vertreten durch
die Rektorenkonferenz. Laut deren
Präsident Johannes Flury sei der Mo-
ment zur flächendeckenden Einfüh-
rung angesichts der Sparvorhaben in
diversen Kantonen allerdings noch
nicht gekommen.

Entschieden gegen eine weitere
Akademisierung des Lehrerberufs ist
Christian Amsler, Präsident der
Deutschschweizer Konferenz der Bil-
dungsdirektoren. «Der Master muss
freiwillig bleiben», findet der Schaff-
hauser Erziehungsdirektor. Der Ab-
schluss bedinge eine Masterarbeit, und
diese schreibe man im stillen Kämmer-

chen. «So eignet man sich bestimmt
nicht mehr Kompetenzen für den Un-
terricht an», sagt Amsler. Ausserdem
koste die Verlängerung der Ausbildung
eine Stange Geld, und obendrein ver-
schlimmere sie den in vielen Kantonen
virulenten Mangel an Lehrpersonen.
Darüber hinaus sei er überzeugt, dass
es in der Bevölkerung gar nicht gut an-
komme, wenn irgendwann sogar Kin-
dergärtnerinnen einen Master vorwei-
sen müssten. «Schlecht fürs Image»,
lautet Amslers abschliessendes Urteil.

Der Dachverband der Lehrer sieht
das freilich anders. Für Zemp ist der
Master auf Primarstufe Pflichtpro-
gramm, auch weil die internationale
Entwicklung in der Lehrerausbildung
sowieso in diese Richtung gehe. In Tei-
len Deutschlands, in Österreich und in
Finnland habe man bereits auf den
Master in der Lehrerbildung umge-
stellt. «Diesem Trend kann sich die
Schweiz nicht entziehen, wenn sie ihre
Lehrpersonen nicht schlechter auf
dem Arbeitsmarkt stellen will als Leh-
rer aus den Nachbarländern, die zu-
nehmend auch in der Schweiz unter-
richten», ist Zemp überzeugt. Das Pro-
blem des Lehrermangels werde durch
die Verlängerung bestimmt nicht ver-
schärft, im Gegenteil: Durch die be-
rufsbegleitende Masterstufe werde das
Problem abgefedert, weil Lehrer in
Ausbildung im Unterricht eingesetzt
werden könnten.

Beat Zemp

«Wir wollen
Lehrpersonen mehr
Karrierechancen
bieten», sagt der
Präsident des
Lehrerverbands.

Der Streit um Ferienhäuser geht in die nächste Runde: Baustelle in Laax. (23. Mai 2013)


